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Beginn des Eiſenbahnerſtreiks
Streik in Leipzig Wahren und Sagan Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Verkehrs Streikverbot durch

den Keichspräſiöenten Die ſtreikgegneriſchen Organiſationen

Mit einer knappen Mehrheit mit 20 gegen 15 Stim
men bei einer Skimmenthaltung hat der Vorſtand der
Reichsge werkſchaft deutſcher Eiſenbahner
den Streik beſchloſſen und den Beginn des Ausſtandes auf
Mittwoch 12 Uhr nachts feſtgeſetzt Der Beſchluß wurde am
Mittwoch vormittag in Berlin bekannt und veranlaßte ſo
gleich in den Fremdenhotels eine kleine Panik Wer irgend
von den Reiſenden konnte eilte zur Bahn um noch vor der
kritiſchen Stunde die Heimat zu erreichen Das Nachrichten
material das im Laufe des Tages bis zur Nachtſtunde
geſtern bei uns einlief läßt jedoch die Hoffnung zu daß eine
tief einſchneidende Stillegung des Eiſenbahnverkehrs eine
dataſtrophale Stillegung kaum zu befürchten iſt Die Regie
rung hat ſofort alle Maßnahmen getroffen um dem Unheil
vorzubeugen Die Eiſenbahnverwaltung hofft mt den Ar
beitswilligen und mit der techniſchen Nothilfe im Falle des
Streiks den Verkehr aufrecht erhalten zu können Für den
Schutz der Arbeitswilligen und der Bahnanlagen iſt in um
faſſender Weiſe geſorgt und ſchließlich hat noch der Reichs

lungen geben ein erſchöpjendes
nung bis ger Kfanerpecht

Strafmaßnahmen
Amtlich wird aus Berlin unterm 1 Februar gemeldet Die

Reichsgewerkſchaft deutſcher Eiſenbahnbeamten hat in der ver
gangenen Nacht getagt und gegen 5 Uhr morgens mit 20 gegen
15 Stimmen bei einer Stimmenthaltung beſchloſſen in der Nacht
zum 2 Februar von 12 Uhr ab zu ſtreiken Auf dieſe Nachricht
hin tritt wen vom Reichspräſidenten ſoeben gezeichnete Ver
ordnung in Kraft

Verordnung des Reichspräſidenten
J betr das Verbot der Arbeitsniederlegung von Beamten

der Reichsbahn
Auf Grund des Art 48 Asſ 2 der Reichsverfaſſung verordne

9 zur Wiederherſtellung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit
im Reichsgebiet folgendes

S 1 Den Beamten der Reichsbahn iſt ebenſo wie allen
übrigen Beamten nach dem geltenden Beamtenrecht die Ein
ſtellung oder Verweigerung der ihnen obliegenden Arbeit ver
boten Wer die Beamten der Reichsbahn zu der hiernach ver
nach verbotenen Einſtellung oder Verweigerung der Arbeit auf
fordert oder anreizt wird mit Gefängnis und Geldſtrafe bis
50 000 Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft Ebenſo wird
beſtraft wer zur Durchführung der verbotenen Arbeitsnieder
legung oder Verweigerung der Arbeit an Zugkräften Fahrzeugen
Maſchinen Vorräten oder ſonſtigen Anlagen oder Einrichtungen
Handlungen vornimmt durch die die ordnungsgemäße Fortſetzung
des Vetriehes der Reichsbahn unmöglich oder erſchwert wird

r Wird durch unzuläſſige Einſtellung oder Verweigernng
der Arbeit der Betrieb der Reichsbahn ganz oder teilweiſe ſtill
rege oder erſchwert ſo iſt der Reichsverkehrsminiſter berecßtigt
die Notſtandsarbeiten und die Notſtandsverſorqgung zu ſichern
ebenſo ars Mahßnahmen die zur Weiterführung des Vetriebes ge
eignet 8

S 3 Beamte Angeſtellte oder Arbefiter die im Vetriebe der
Reichsbahn die Arbeit weiterführen oder Notſtandsarhbeiten oder
Arbeiten zur Sicherung der Natſtandsverſorgang leſſten dürfen
dieſerhalb in keiner Weiſe wirtſchaftlich benachteiligt werden
Wer zu einer ſolchen Bengchteiligung auffordert oder anreizt
wird mit Gefängnis und Heldſtrafe bis 50 000 Mark oder mit
einer dieſer Strafen beſtraft

S 4 Dieſe Verordnung tritt am 1 Februar 1922 in Kraft
Berlin 1 Februar 1922

Der Reichsvräſident
gez bert

Der Reichsverkehrsminiſter
gez Gröner

Beſchlagnahme der Streikfonös
Jn Ausführung der Verordnung des Reichspräſidenten die

die Arbeitsniederlegung der Eiſenbahnbeamten für verboten er
klärt und die Aufforderung zum Streik unter Strafe ſtellt hat der
Polizeipröſident von Berlin folgende Maßnahmen angeordnet

Alle zur Durchführung des Streiks be
ſtimmten Gelder ſind zu beſchlagnahmen Die
Drucklegung von Aufrufen die Aufforderungen zum Streik ent

halten iſt zu verhindern Aufruſe zum Streik ſind zu beſchlag
nahmen Perſonen die zum Streik auffordern oder ſich nach
s 316 des Strafgeſetzbuches ſtrafbar machen ſind feſt zu

nehmen
316 bedroht mit ſchwerer Gefängnis und Geldſtrafe die
tung der Eiſenbahndahrten und zur Aufſicht über die

Bahnen und den Beförderungsbetrieb angeſtellten Perſonen wenn
ſie durch Vernachläſſigung der ihnen obliegenden Pflichten einen
Transport in Gefahr ſetzen

Der Präſident der Eiſenbahndirektion München von Völcke
erließ an die Eiſenbahner folgenden Aufruf

Eiſenbahner Gewiſſenloſe Elemente ſuchen euch ungeachtet
der eindringlichen Warnungen des Reichsverkehrsminiſters in den
Streik zu treiben Laßt euch nicht verführen Jhr würdet euch
und eure Familien in namenloſes Unglück ſtür
zen Die Verwaltung iſt entſchloſſen gegen teden der ſtreikt
mit unnachſichtlicher Strenge vorzugehen Wer arbeitet wird
mitallen Mitteln geſchützt

Keutralität des deutſchen Eiſenbahnerverbandes
Dresden 1 Februar Wie wir erfahren nimmt

der Hauptvorſtand des ſozialiſtſchen Deutſchen Eiſenbahner
verbandes folgende Stellung ein Die Reichsgewerkſchaft
deutſcher Eiſenbahnbeamter hat weder bei der Stellung des
Ultimatums noch vor der Ausrufung des Streiks noch bei
irgendeiner Angelegenheit Verbindung mit dem Deutſchen
Eiſenbahnverbande geſucht Der Verband wird ſich daher
paſſiv verhalten ſich am Streik nicht beteiligen ſondern
Neutralität bewahren Die Mitglieder ſollen aber
leine Streikarbeit verrichten

Die Gewerkſchaft geutſcher Eiſenbahner

W n e ahneneſte S üt e t e hi See An wen vor
Berlin 1 Februar Der Hauptvorſtand der Gewerk

ſchaft deutſcher Eiſenbahner und Staatsbedienſteter nahm eine
Entſchließung an in der es heißt Die Reichsgewerkſchaft hat
den Eiſenbahnbeamtenſtreik proklamiert Sie hat es vermie
den ſich mit den übrigen großen Organiſationen der Eiſen
bahner in Verbindung zu ſetzen und dadurch auf eine Ein
heitsfront verzichtet Damit iſt dieſer Bewegung von vorn
herein jede Möglichkeit eines durchſchlagenden Erfolges ge
nommen umſomehr als große Gruppen der Reichs
ge werkſchaft öffentlich den Streik Stellung
nehmen und das Vorgehen der Reichsgewerkſchaft als Nar
renpolitik bezeichnen Der Streikbeſchluß läßt die erfor
derliche Zweidrittelmehrheit vermiſſen Die Gewerkſchaft deut
ſcher Eiſenbahner und Staatsbedienſteter hat gemeinſam mit
ihren Spitzenorganiſationen dem Geſamtverband deutſcher Be
amten nud Staatsangeſtellten Gewerkſchaften erneut ſofort
Verhandlungen mit der Regierung angeknüpft Dieſe Ver
handlungen ſind heute zu einem vorläufigen Abſchluß ge
kommen Jhre Ergebniſſe beziehen ſich in der Hauptſache auf
die Ueberteuerungszulagen an Beamte und Arbeiter deren
ſchnellſte Auszahlung geſichert iſt auf ſofortige Gewährung
der Rangierzulage ſofortige Auszahlung reſtlicher diätariſcher
Bezüge uſw Angeſichts der gegenwärtigen erſten Lage lehnt
der große Vorſtand der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner
und Staatsbedienſteter den Eilenbahnerſtreik der Reichsgewerk
ſchaft ab Vielmehr hat e Mitglied der Gewerkſchaft deut
ſcher Eiſenbahner nach wie vor ſeinen Dienſt auszuüben Wer
dabei ſeinen ſtreikenden Kollegen nicht in den Rücken fallen
will muß bedenken daß das Fahren von lebensnotwendigen
Zügen keine Streikarbeit iſt Der Transport von Lebens
mitteln und Kohlen muß ebenſo wie ein notwendiger Be
rufsverkehr geſichert ſein

Der große Vorſtand der Gewerkſchaft deutſcher Eiſen
bahner und Staatsbedienſteter beauftragt den geſchäftsfüh
rende Vorſtand der Gewerkſchaft angeſichts der allgemeinen
Notlage und der Strömungen die die Gefahr einer Ent
rechtung der Eiſenbahner im Gefolge haben für eine Be
ſeitigung des Notſtandes energiſch zu wirken und die Rechte
der Beamten und Arbeiter zu waren

Der vorſtehenden Erklärung habe ſich die deutſche Ver
lehrsbeamtenGewerlſchaft und der Verband deutſcher Eiſen
bahnBahnmeiſter angeſchloſſen

Die Maßnahmen der Verwaltung
Techniſche Nothilfe

Berlin 1 Februar Eigene Drahtnachricht Wie wir
hören iſt wan im Reichsverkehrsminiſterium der Anſicht daß ſich
der Streik der Eiſenbahnbeamten kaum über Norddeutſchland er
ſtrecken wird und in Süddeutſchland faſt gar nicht in Erſcheinung
treten werde da dort faſt gar keine Streikneigung unter den Eiſen
bahnbeamten vorhanden ſei Jm Laufe des heutigen Vormittags
als der Streikbeſchluß der Reichsgewerkſchaft bekannt geworden

war wurden die Eiſenbahndirektionen telegraphiſch angewieſen
die aufgegebenen Anweiſungen ſofort in Kraft treten zu laſſen
Von der Polizeibehörde werden Beamte zum Schutze der Bahn
anlagen und der Arbeitswilligen angefordert werden An die
Stelle der ſtreikenden Lokomotivführer treten Eiſenbahn
ingenieure ſoweit ſie im Fahrdienſt ausgebildet ſind Unter
allen Umſtänden wird verſucht werden die Kohlenverſorgung
aus dem Ruhrgebiet und aus Oberſchleſten ſicherzuſtellen und die

Lebensmittelverſorgung in Stand zu halten Die hl

Wie aus Letpzig um Mitternacht wird ſind de

Nothilfe iſt bereits aufgerufen worden um ihr techniſches
Perſonal den Eiſenbahnbetrieben zur Verfügung zu ſtellen Die
Eiſenbahndirektionen hahen dem Reichsverkehrsminiſterium ver
ſichert alles anzuwenden um den Verkehr wenn auch in verrin
gertem Mahe aufrechtzuerhalten

Ein Notfahrplan
Berdlin 1 Februar Eigene Drahtnachricht Ueber die

Mahßnahmen die von der Eiſenbahndirektion Berlin zur Aufrecht
erhaltung des Eiſenbahnbetriebes getroffen worden ſind wird
uns mitgeteilt Es iſt ein Notfahrplan ausgearbeitet worden der
was den Perſonenverkehr betrifft lediglich die Ablaſſung von
Perſonenzügen vorſteht Für den Güterverkehr iſt Vorſorge ge
troffen worden daß die Milchzüge eintreffen und die Beförde
rung von Lebensmitteln Vieh und Kohle möglich iſt

Vor Einſtellung des Staötbahn und Vorortverkehrs

Berlin 1 Februar Eigene Drahtmeldung Der Stadt
Ring und Vorortverkehr wird von morgen an völlig eingeſtellt
ſein Jm Eiſenbahndirektionsbezirk Berlin t man ſchon
morgen Vormittag überſehen zu können wie viel arbeitswilliges
Perſonal zur Verſügung ſteht Zum Schutze der arbeitswilligen
Banmtenſchaft iſt die Berliner anufgernfen worden und
vom Kommando ver Schupo wird chert daß die Polizeiheam
ten mit an zu Gebote ſtehenden Mitteln Sabotageakte

geſtrigen Abendzüge 10,45 nach Corbetha und 1955 nach Zeit

nicht abgefahren e
Nach einer Privatmeldung aus Leipzig die uns um

21 Uhr nachts zugeht iſt der Streik in Leipzig Wah
ren und Saganaus gebrochen

Ueber die Vorgeſchichte der Bewegung
hat wi ſchon kurz mitgeteilt im Hauptausſchuß des Reichstages
Miniſterialdirektor v Schlieben eine Darſtellung gegeben
auf die wir bei der aktuellen Bedeutung die die Bewegung durch
die Entwicklung der letzten Stunden erlangt hat heute ausführ
licher zurückkommen Miniſterialdirektor Schlieben ſagte

Die von den Organiſationen ſo genannte zweite Etappe der im
Auguſt 1921 durchgeführten Teurungsaktion begann im Oktober
1921 damit daß die Reichsregierung von ſich aus mit Vorſchlägen
zu einer grundlegenden Reuregelung der Beamtengrundgehälter
und zu entſpred enden Exhöhungen Besüge der Angeſtellten
und Arbeiter an die Spvitzenverbände der Beamten Angeſtellten
und Arbeiter herantrat Die Verhandlungen mit Verbänden wurden in der Nacht vom 29 auf den 30 O abge
ſchloſſen Das Ergebnis war eine ſehr beträcht vom 1 Okt
an in Wirkſamkeit tretende Erhöhung der ted und Löhne
mit einem Geſamtmehraufwand von 15 Milliarden Mark für
Reich Länder und Kommunen Am 11 November wurde das
Geſetz vom Reichstag verabſchiedet wobei eine iesßung An
nahme fand in der eine Rachprüfung der Bezüge der
Beamten und der Spannung zwiſchen den verſchiedenen Orts
klaſſen als erforderlich bezeichnet wurde Am 21 November
wurde das Geſetz verkündet Schon am 30 November ſtellte der
Deutſche Beamtenbund die belannten von den übrigen Spitzen
verbänden der Beamten Angeſtellten und Arbeiter mitunterzeich

e naen z u mee S el s Wirkung vom
t an eine gru euregelung derVeamtenbeſoldung verlangt wurde und zwar in einem Ausmaß

daß die große Mehrzahl der Beamten und Angeſtellten Erhöhun
gen von mehr als 50 v in manchen r ſogar m als
70 v S der kurz vorher neu feſt ten Geſamtbezüge die Ar
beiter einen Lobnzuſchlag von 48 bis 73 v H der neuen Geſamt
bezüge erhalten haben würden Und daß das Reich die Länder
und Kommunen mit einem Geſamtmehraufwand
50 60 Milliarden Mark belaſtet worden wären
13 Dezember antwortete der Rei rie der Finanzen dem
Deutſchen Veamtenbund daß di n die gebotene
Rückſichtnahme auf die allgemeine Volkswirt auf andere
Kreiſe der Bevölkerung auf die Finanzlage des Reiches und auf
die auswörtige Lage vermiſſen ließen und es wäre ihm daher
nicht wöglich ſie als geeignete Grundlage für neue Verhandkun
gen anzuſehen Kurz vor Weihnachten zogen hierauf die Spitzen
verbände ihre Forderungen der Ht n zurück Am 29 De
zember ſetzte ſich der r nanzen mit Vertreternder nduſtrie des r d adwirtſ und der e
ns Venehmen um r die dieſer Kreiſe rrichten hauptſächlich aber um x dieberLohnerhöhungen in der r e e

i r n n r tern chaftsgebieten Reichsvatbetriebe überſchritten in e
Zrüchlieben i i legte die ung nahe allgemein

ür das e n wdoch ni z große Erhöhungenund z zx hewilligen ma ba an Orten kir die

3 x n



den er etwas Beſonderes zu tun Die
uſammenkunſt der Vertreter der Länder am 30 Dezember und
e Finanzkonferenz am 8 Januar ergaben Einverſtändnis mit

n geplanten Vorgehen Am 11 und 12 Jan uax wurde
mit den Spitzenserbänden verhandelt Die Ver

ten zu is daß volljährigen männlichenArbeitern ein Stundenzuſchlag von 75 Pf und das iſt eine jähr
29 Aufwendung von 1,875 Milliarden rk den jüngern und
weiblichen Ar n entſprechend weniger bewilligt wurde
BHinſichtlich der Regelung der Beamten ſchienen die Spitzen
verbände nachdem ſie gegen die Ablehnung einer Aenderung der
Grundgehdälter Einſpruch erhoben
Teurungszuſchltges um Mark für alle planmäßigen Beamten
einverſtanden Bemerkt muß werden daß ein Widerſpruch der
Spitzenrerbènde gegen die Höhe dieſer Gehaltsaufbeſſerung über

t nicht ſondern nur gegen die Art erfolgte Bemerkt ſei
m daß die Verbände die Forderung der automatiſchen

Anvaſſung der ter und Löhne für den gegenwärtigen Zeit
nkt fallen liehen Bezüglich der Angeſtellten wurde vereinbart
b eine den Erhöhungen der Beamtenbezüge entſprechende Er

höhung der Vergütungen zu erfolgen habe Wenige Tage ſpäter
ndie ſich ein Teil der Spitzenverbände an den Reichstag mit

Bilte die auf dem Verhandlungsergebnis fußende Regierungs
vorlage frwohl hinſichtlich der Art als auch hinſichtlich der Höhe
der Geſamtbezüge zu ändern Am 21 ar ſtimmte der Reichs
tag der Regierungsvorlage zu Jn dieſer Plenarſitzung gab der
Vertreter des Reichsminiſters der Finanzen die Erklärung ab es
entſpreche durchaus der Abſicht der Reichsregierung nach Verab

rn der Vorlage e in eine eingehendeus ſprache über alle e einzutreten und alle in Betracht kommenden Probleme die die Möglich
keit einer automatiſchen Anpaſſung der Bezüge an die jeweilige
Teurung und die Gewährung von Ueberteurungszuſchüſſen mit
Berückſichtigung des Familienſtandes mit den Parteien des
Reichstags in aller Ruhe und Gründlichkeit zu prüfen Schon am
25 Januar beſchäftigte ſich der 23 Ausſchuß mit der Frage der
Ueberteurungszuſchüſſe und im Zuſammenhang hier
mit insbeſondere mit der Frage ob und in welcher Form an
Orten mit beſonders r wirtſchoftlichen rhältniſſen
Maßnahmen für die Beamten getroffen werden könnten Dieſe
Beſprechungen wurden am 26 Januar fortgeſetzt und an dieſem
Tage bis zum 1 Februar vertagt da der Vertreter des Reichs
miniſters der Finanzen erklärte daß der Reichsminiſter ſich am
30 Januar mit Vertretern der Länder wegen dieſer Frage ins
Benehmen ſetzen werde was inzwiſchen geſchehen iſt und
vorausſichtlich bis zum 1 Februar eine Stellungnahme der Reichs
regierung werde herbeiführen können Am 27 Januar befaßte
ſich der 23 Ausſchuß mit der Frage der gleitenden Ge
haltsſtala Nach eingehender Ausſprache hierüber wurde
ein Unterausſchuß eingeſett der ſeine Arbeiten am Nächmittag
des 31 Januars beginnen wird Obwohl all dieſe Vorgänge der
Oeffentlichkeit bekannt waren hat die Reichsgewerkſchaft deutſcher
Eiſenbahner am 26 Januar dem Reichstag dem Reichsverkehrs
miniſterium und dem Reichsminiſter der Finanzen eine Ent
ſchließung vorgelegt in der die von den Spitzenverbänden zurück
gezogenen Forderungen vom 3 Dezember und die von den Ver
bänden ſollen gelaſſene Forderung der automatiſchen Anpaſſung
der Gehälter und Löhne erneut erhoben eine bindende Erklärung
über die Annahme oder Ablehnung dieſer n binnen
fünf Tagen verlangt und für den Fall der Ablehnung die An
pendung des letzten gewerkſchaftlichen Mittels in Ausſicht

ellt wurde Bei der geſtrigen Beſprechung mit den Vertretern
Länder wurde die Frage erörtert ob für die Beamten an

Orten mit beſonders ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen
Wirtſchoftsbeihilfen gewährt werden könnten Die Mehrzahl der
erſchienenen Vertreter äußerte Bedenken gegen eine e dem
Beamtenbeſoldungsrecht an ſich fremde Maßnahme Bedenken die
im Zeichaſtgangmin rium in nicht geringem Maße beſtanden
Kiten Auch die Mehrzahl der Ländervertreter konnte ſich aber
der Notwendigleit nicht verſchließen eine der Gewährung von

e S e en d grereer vrttß aber denltniſſes angepaßte Maßnahme zu
n t im Vorjahre gewählte Weg die prozentualen

Teuerungszuſchläge nach Ortsklaſſen zu ſtaffeln angeſichts der
ablehnenden Haltung der Parteien des Reichstags und der Regie
rungen der Länder nicht als gangbar erſcheint wird der Reichs
miniſter der Finanzen der Reichsregierung eine Geſetzes vor
lage unterbreiten durch die der Reichsminiſter der Finanzen
ermächtigt werden ſoll im Benehmen mit dem Reichsrat an
Orten mi beſonders ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen
Wirtſchaftsbeihilfen einerſeits in Anlehnung an die
den Reich s arbeitern zu gewährenden Ueberteurungszuſchüſſe ander
ſeits in Anpaſſung an die Beſonderheiten des Beamtenverhält

iſſes zu bewilligen Eine Erklärung über die techniſchen Ein
zelheiten der zu treffenden Regelung kann heute noch nicht abge
geben werden

die Erklärung der Regierung
Jm Beamtenausſchuß des Reichstags gab Miniſterial

direktor v Schlieben die in Ausſicht geſtellte Erklärung
ab es werde dem Reichstage eine Geſetz vorlage zugehen
nach der in Orten mit beſonders ſchwierigen wirtſchaftlichen
Verhältniſſen den Beamten widerrufliche Wirtſchaftsbeihilfen
zu Gewähren ſeien die ſich in gewiſſem Umfange an die Be
willigung von Ueberteuerungszuſchüſſen an die Arbeiter an
lehnen aber anderſeits den Beſonderheiten des Beamtenver
hältniſſes Rechnung tragen Die Vorteile die den Arbeitern
der andern Teichsreſſorts aus dem Silveſterabkommen er
wachſen ſind ſollen entſprechend auch auf die Arbeiter in den
übrigen Reichsreſſorts durch eine mit den Arbeiterorganiſatio
nen noch zu treffende Vereinbarung übertragen werden

Deutſcher Reichstag
Betriebsrätegeſetz Eiſenbahnerſtreik

165 Sitzung Berlin 1 Februar 1922
Um 1 Uhr wird die Si eröffnet Zweite Beratunes Geſetzentwurfes über e rn von v

de i in den AufſichtsratHer ſozi h usſchuß hat der Regierungsvorlage mit
entl derungen ugrſtiw

572 tt für die Beteili derIn durch kleine Aktien an Altiengeſellſchaften

e das Syſtem deren in dem natürliche Gegenſätze zwiſchen Arbeit
und Kapitaliſten nicht ausgetragen werden können
beantragt den Betriebsräten auch in den Vor

der Bergwerksgeſellſchaften eine Vertretung zu ver

NRiniſterkaldirektor Dr Ritter betont die
Forlage etz zum Betriebsrätem Rahmen nicht die FrageAtten regeln Dem vorliegenden Geſe rf

ufhäuſer ah
in dem Punkte wiederherſtellt daß die

ten mit einer Erhöhung des

Wählbarkeit an eine mindeſtens einjährige Beſchäftigung
im Betriebe geknüpft iſt

Auch in dritter wird die Vorlage in dieſer
Form angenommen Die allgemeine Ausſprache über
den Etat wird ſodann feſtgeſetzt

Abg Dr Geyer komm Arbtsgem erklärt der
Etat ſei der beſte Beweis für das Vorherrſchen des ſpeku
lativen Elements in der Finanzverwaltung Das Schickſal
des Steuerkompromiſſes iſt noch ungewiß und wir ſind
längſt in öſterreichiſchen Zuſtänden Statt den Beſitz zu be
laſten legt man den breiten Maſſen wieder Steuern auf
Redner wirft dann der Regierung in ihrem Verhalten zum
Eiſenbahnerſtreik reaktionäre Beſtrebungen vor
und greift insbeſondere den Poſtminiſter Giesberts wigen
ſeines Verbotes von Streiktelegrammen an Auch gegen
den Reichsjuſtizminiſter erhebe er ſchwere Vorwürfe wegen
der Vorkommniſſe in Naumburg wo ein ander rer
tor Hagen das Schickſal der Ang klagten von ihrer Partei

ehörigkeit abhängig mache Der Etat verſchleiere die
tſache daß das Reich vor am Ruin ſtehe Dagegen könne

nur die Einheitsfront der Arbeiter geſchaffen werden
Abg Frölich Komm gibt ſeiner Empörung Aus

druck daß bei kommuniſtiſchen Reden kein Regierungsver
treter im Saale ſei und beklagt ſich über die Teilnahmsloſig
keit der Abgeordneten Es ſind nur 22 Abgeordnete im
Saale Das Großkapital wolle mit Hilfe der Demokratie
die abſolute Alleinherrſchaft im Staate an ſich reißen Red
ner tritt dann für das Streikrecht der Eiſen
bahner ein und wendet ſich gegen die Mehrheitsſozia

liſten die ſich in den enſt des Großkopitals geſtellt hätten
Den traurigen Verkältniſſen in Deutſchland ſtellt er zum
Schluſſe ſeiner Ausführungen den Segen des Sow
jetismus gegenüber dem Miniſter Rathenau jetzt im
Bunde mit dem jnternationalen Kapital den Kampf an
geſagt habe

Damit ſchließt die Etatsdebatte Das Haus vertagt
ſich gegen 6 Uhr abends auf Dienstag 7 Februar 2 Uhr
nachmittags Anfragen kleine Vorlagen

Das Auslanösecho zu Rathenaus
Ernennung

Engliſche und franzöſiſche Stimmen Politik der unmittelbaren
Annäherung

London 1 Februar Der Berichterſtatter des Daily Tele
graph teilt mit die Ernennung Rathenaus zum Miniſter des
Aeußern werde aufrichtig begrüßt Während ſeiner Be
ſuche in London und Paris habe Rathenau auf die Staatsmänner
der Alliierten einen ſehr guten Eindruck gemast DieKonferenz von Cannes habe ihm Gelegenheit gegeben ſeine
Kenntnis finanzieller und wirtſchaſtlicher Probleme zu beweiſen
Lloyd George habe erklärt Rathenaus Rede in Cannes
war ein Meiſterſtück genauer Beweisführung und
klarer AnordnungDer Berichterſtatter fährt fort Die e
neigt zu folgendem Standpunkt Der Verſailler Vertrag wurde
uns von dem Gegner auferlegt Wir ſind bereit ihn durchzu
an wollen jedoch unſeren dauernden Proteſt dagegen aus
drücken Das ſei nicht der Geiſt der dazu beitragen könne
daß die Schwierigkeiten behoben würden und der ſchließlich zu
einer Erleichterung der großen den Beſiegten auferlegten Laſten
ühren könne Rathenaus großer Vorteil ſei daß er vollauf die
otwer gkeit für Deutſchland beprejfe zu einem unmitelbgre
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iſt und r rreig ar die Ernnahme einer negativen Hal
tung eine günſtige Löſung aller internationalen Fragen ver
indern könne Rathenau werde wie man glaube ſicher die

etzen deren Einleitung er bereits durch das Abkommen von
esbaden gefördert habe

aris 1 Februar Zur Ernennung Rathenaus zum Miniſter
des Aeußern ſchreibt Oeuvre Präſident Ehert habe dadurch
daß er da s Portefeuille für auswärtige Angelegenheiten einem
Groß induſtriellen und wirtſchaftlichen Staatsmann übertragen
habe der ſich in Wiesbaden London und Cannes als ſehr ge
ſchickter Unterhändler gezeigt habe offiziell die Autorität be
ſtätig die jener ſchon ausübte

o de Paris ſagt Rathenau beſtrebe ſich die Politik
zu vertiefen die das Miniſterium Wirth ſeit Mai 1921 betreibe
und die allmählich die Alliierten dahin geführt habe ihre
J t gegenüber Deutſchland zu mildern undeine Politik anzunehmen die keine Sanktionen nach ſich ziehe
Wenn ſich der gute Wille in Deutſchland wahrhaft igg werde
i rankreich mit allen ſeinen Kräften teien ber die

chte des letzten Jahres habe bewieſen J nte nur
mit Tatſachen rechnen müſſe und ſich nicht mit ten abfinden
laſſen dürfe

Auch Petit e rüßt in Rathenau den Mann
des guten Willens Die Wahl die getroffen worden ſei
in einem ſchwierigen Augenblick beweiſe daß man auf den erſten
Poſten einen geſchäftserfahrenen Mann mit Sinn für Realitäten
berufen müſſe um die Handlungen den wirtſchaftlichen
Rotwendigkeiten des Augenblicks unterzuordnen

Die Konferenz der 35 Länder
Reuter erfährt zu den verſchiedenen Gerüchten über die

Konferenz von Genug daß ſoweit die britiſchen und italieniſchen
Kreiſe unterrichtet ſeien eine Verſchiebung nicht erwogen werde
Man erwarte zuverſichtlich daß die Konferenz von Genugwie urſprünglich vereinbart war am 8 3 beginne Die
Konferenz dauere aller Wahrſcheinlichkeit nach zwei oder drei
Wochen 35 Länder ſeien offiziell eingeladen worden Miſ
ſionen zu entſenden nämlich alle europäiſchen Staaten aus
e nommen die Türkei ren die Vereinigten
taaten Japan und die britiſchen Dominions Von dieſen

Ländern haben alle endgültig angenommen außer den Ver
einigten Staaten deren Antwort erwartet werde

Daily Chronicle berichtet daß die Antwort der Ver
einigten Staaten beſtimmt ablehnend lauten werde
Es hänge jedoch ſehr viel davon ab in welcher Form die
Weigerung erfolge Wenn wie es wahrſcheinlich ſet
das Staatsdepartement in ſeine Antwort eine Darlegung ſeiner
Haltung in nder den allgemeinen Problemen des euro
päiſchen Wiederaufbaus einſchließe ſo könne das eine ebenſo
hiefe wie nüthliche Wirkung haben Frankreich dilde eine
Schwierigkeit Paris verheimliche feſne Abneigung gern die

rertere n c nicht t ſe r ver m
e ritt gemacht worden e Franzoſen ſeienallein u Je Pakt mit England aus und egten die n

ſicht in allen anderen Fragen könnten ſie es ſich leiſten
ſnachgiebia zu ſein da ihre Stellung unerſchütterlich ſtark

Die Kokslieferungen an Frankreich
Berlin 1 Februar Eigene Drahtmeldung Seit Beginn

ze r ahres iſt mit Frankreich ein neues Abkommen be
tionskohlen Liefe d re e ineen v ie

des

kiieſent Die u S t ſich inn inner auf der franzö n rie r

w

olitik der unmittelbaren Annäherung fort

Die Lüge von der deutſchen Schuld
München 1 Februar Eigene Drahtmeldung Der Vor

ſitzende der Deutſchdemokratiſchen Partei Senator Dr Peterſen
wird wie die Münchener Reueſten Nachrichten melden am
24 Februar in einer vom Reichsverband München der Deutſch
demokratiſchen Partei im an der Maltheſer r ver
anſtalteten öffentlichen Verſammlung ſprechen Wie wir hören
wird auch in dieſer Rede der Kampf gegen die Schuldlüge den

auptgegenſtand bilden nachdem bereits geſtern Stadtrat Dr
trauß eine Rede in dieſem Sinne gehalten hat Die Deutſch

Partei die ſich den Kampf gegen die Lüge von der
deutſchen Schuld am irrige beſonders angelegen ſein läst
hat die Veranſtaltung einer Reihe gleichartiger Vorträge über
nommen

Der internationale Luftverkehr
Am 14 Februar findet in London eine Konferenz für

internationalen Luftverkehr ſtatt auf der die Mittel zur
Verbeſſerung der Sicherheiten bei Luftreiſen zwiſchen Eng
land Frankreich Spanien Deutſchland und anderen konti
nentalen Ländern erörtert werden Die Vereinigten Staaten
ſind auf der Konferenz jedenfalls vertreten

w

Pu ruhrgeſetze in der Schwefz
Der ſchweizeriſche Nationalrat hat mit 107 gegen 34

Stimmen einen Geſetzentwurf über die Reviſion des Bundes
ſtrafrechts angenommen wodurch nicht nur die Beteiligung an
Unruhen welche die Sicherheit des Staates bedrohen ſon
dern auch die Vorbereitung derſelben beſtraft wird Gegen
die Vorlage ſtimmten die Sozialiſten und die Kommu
niſten Der Entwurf bedarf nur noch der Genehmigung
durch das Volk

Deutſches Reich
Berlin 1 Februar Der bisherige Leiter der

Nachrichtenſtelle für das Reichspoſtminiſterium
Geh Oberpoſtrat Große iſt zum Präſidenten der Oberpoſtdirektion
Braunſchweig ernannt worden

m Hauptausſchuß des Reichstages wurde
der Haushalt des Reichsſchatz miniſteriums beraten Seitens
der Regierung wurde mitgeteilt daß ron dem ſeinerzeit ermittelten etwa 198 Kwegeaefell haſten am 1 Januar 1922
nur noch 2 leben und 32 ſich in Liquidation befinden Reichs
ſchatzminiſter Bauer legte gegen den Vorwurf der Korrup
kion den der Abg Quadt erhoben hatte Verwahrung eitw
Abg Müll Franken verurteilte gleichfalls allgemeine Ver
dächtigungen ohne materielle Begründungen beſonders
en ſie wie hier gegen eine Kategorie gerichtet werden
die ſi dagee7 nicht wehren können Denſelben Stand
unkt vertritt auch Abg Gothein Dem Hierauf vertagtſich der Ausſchuß

Die Folgen des Bergarberiterſtreiks in Böhmen machen ſich
bereits in der ſächſiſchen Jnduſtrie die ſtark unter Kohlen
mangel leidet bemerkbar Das Elektrizitätswerk in Reichen
bach mit ſeiner umfangreichen Ueberlandzentrale hat den
Betrieb wegen Kohlenmangels einſtellen müſſen

u m ger Finveſt n e ra ,kx zn c ſei da e ehe
Die Lebenshaltung in der Schweiz Nach Jndexziffern ſind

in der Schweiz während des Jahres 1921 die Großhandelspreiſe
um durchſchnittlich 26 Prozent gegen das Jahr 1920 gefallen Die
Preiſe für Milch Butter und Käſe werden von Anfang Februat
an weſentlich niedriger ſein weil die Neſtle Geſellſchaft ihre Ver
träge auf Lieferung von Milch für Konſervierungszwecke mit
80 Molkereien aufgehoben hat

Unglaubliches Wir leſen im Kladderadatſch Einige
Berliner Theaterdirektoren beablſichtigen ein Stück herauszubrin
gen deſſen Verfaſſer Deütſcher iſt Der Polizeipräſident iſt darauf
in Erwägungen eingetreten ob es ratſam ſei die Herren in
Schutzhaft zu nehmen

Die Schweſter ihrer eigenen Eltern Ein eigentüm
licher Fall liegt gegenwärtig einem Gericht der ſchwediſchenProvinz Värmland zur Entſcheivung vor Ein älteres Ehe

paar beide zum zweitenmal verheiratet hat die Genehmi
ung zur Adoption eines Mädchens beantragt das ihre
nkelin iſt Und zwar hat der Sohn des Mannes die Toch

ter der Frau geheiratet ſo daß alſo das Kind die Schweſter
ihrer eigenen Eltern werden würde Das Gericht will es
ch aber doch überlegen ob es die Verantwortung für dieſen

Familienmiſchmaſch übernehmen ſoll und hat ſeine Ent
cheidung aufgeſchoben

Raubanſchlag in der Kloſterzelle Auf den Pater Guar
dian des Kapuzinerkloſters in Wien wurde in ſeiner Zelle
ein Raubanſchſag verübt Der Täter ein ſtellenloſer
20jähriger Kellner Ernſt Klemns iſt verhaftet worden

ie Ehefrau als Mörderin Vor einiger Zeit wurde
der erſt Marotz aus Stettin in ſeiner Wohnung in
Madüeſee bei Stargard erſchoſſen aufgefunden Man nahm
anfangs an daß dex Zahlmeiſter beim Entladen ſeiner

tödlich verunglückt ſei wurde aber durch ver
ſchiedene Umſtände a andere Verdachtswege geführt Jn
den ſeitens eines Gerichtschemikers unterſuchten Ein
eweiben des Zahlmeiſters wurde Arſenik gefunden die

ußwunde ſprach gegen einen Unfall außerdem wurden
70 000 Mark Dienſtgelder die der ron derBank abgehoben hatte nach ſeinem Tode nicht vorgefunden
Auf Veranlaſſung des Oberſtaatsanwalts wurden die Ehe
frau des Zahlmeiſters und deſſen Nichte unter Mordverdacht
verhaftet

Kunſtſchätze im Werte von einer Million Mark ge
ſtohlen Jungſt ſtahlen zwei unbekannte Männer bei einem
Einbruch im Maximiljans Muſeum in er für über
a Million Mark Kunſtſchätze aller Art
Gold und Silbermünzen

Der Leichenfund in Kaulsdorf Die Unterſuchungen die
die Gerichtsärzte an der Leiche des am Bahna ans in Kauls
dorf aufgefundenen Schneidermeiſters Hein loff aus
der Lychener Straße 25 in Berlin beendeten haben die Gewiß
heit erbracht daß nicht wie man zunächſt angenommen hatte
ein Raubmord vorliegt ſondern daß der Tod durch einen
Unglüchsfall eingetreten war ff war ein kränk
licher Mann der am Sonntag abend in der Nähe von
Kaulsdorf an einen Eisbein Eſſen ſeines Schütenwereins teil
enommen und nech vor Abſchluß des Feſtes den Saal ver
aſſen hatte um nach Haus zurüchzukehren Anſcheinend war

er plötzlich erkrankt Jn der Dunkelheit hat er ſich dann
auf dem We u ahnhof Kaulsdorf veririt und war
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